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Bericht der Bundesregierung zur strukturellen Weiterentwicklung 
des öffentlichen Dienstrechts 

A. Zugrundeliegende Beschlüsse 

I. Der Deutsche Bundestag hat bei der Verabschie-
dung des Vierten Gesetzes zur Änderung besol-
dungsrechtlicher Vorschriften am 14. November 
1985 folgende Entschließung angenommen: 

„Der Deutsche Bundestag sieht es für notwendig 
an, die seit Jahren wegen der wirtschaftlichen und 
finanziellen Rahmenbedingungen zurückgestell-
ten Aufgaben der strukturellen Weiterentwicklung 
des öffentlichen Dienstrechts Schritt für Schritt zu 
lösen. Die Regelungen des Vierten Gesetzes zur 
Änderung besoldungsrechtlicher Vorschriften stel-
len bereits einen wichtigen Fortschritt dar. 

Die Bundesregierung wird gebeten, bis zum 
Herbst 1986 zu prüfen, welche weiteren dienst-
rechtlichen Maßnahmen zu erwägen und welche 
vordringlich sind. Die Prüfung sollte sich zum Bei-
spiel erstrecken auf: 

1. Neubewertung von Ämtern unter Berücksichti-
gung von Funktionsveränderungen, unter an-
derem hinsichtlich der Eingangsstufen des mitt-
leren und des gehobenen Dienstes, 

2. Maßnahmen in bezug auf die abgesenkte Ein-
gangsbesoldung (§ 19a BBesG), besonders un-
ter Berücksichtigung der Nachwuchsgewin-
nung für die öffentliche Verwaltung, 

3. Fortentwicklung und Harmonisierung des Zula-
gensystems innerhalb des öffentlichen Dienstes 
nach einheitlichen Grundsätzen, u. a. durch 
Einbau bisheriger Harmonisierungszulagen in 
die Grundgehaltstabelle." 

II. Der Deutsche Bundestag hat ferner am 13. Novem-
ber 1986 einen Beschluß zu dem Bericht der Bun-
desregierung über den Stand der Reform des Aus-
wärtigen Dienstes gefaßt, mit dem die Bundesre-
gierung unter Abschnitt II gebeten wird, im Rah-
men des Berichts zur strukturellen Weiterentwick-
lung des öffentlichen Dienstrechts auch dazu Stel-
lung zu nehmen, inwieweit der besonderen Situa-
tion der Ehegatten von Beamten im Auswärtigen 
Dienst Rechnung getragen werden kann, und eine 
Anhebung des Auslandszuschlags für die 
BesGr. A 1 bis A 6 auf die Höhe des Zuschlags für 
die BesGr. A 7 und A 8 zu prüfen. 

B. Ausgangslage und Leitziele 

Die Bundesregierung teilt die Auffassung des Deut-
schen Bundestages, daß es notwendig ist, die Aufga-
ben der strukturellen Weiterentwicklung des öffentli-
chen Dienstrechts Schritt für Schritt zu lösen. Dies 
muß geschehen im Einklang mit den haushaltsmäßi-

gen Gegebenheiten sowie der allgemeinen wirt-
schaftlichen Entwicklung einschließlich der Entwick-
lung auf dem Arbeitsmarkt. 

Seit 1985 sind folgende strukturwirksame Maßnah-
men im Besoldungs- und Fürsorgebereich beschlos-
sen worden: 

— Wegfall der BesGr. A 1 als Eingangsamt für Be-
amte des einfachen Dienstes 

— erhöhter Kaufkraftzuschlag und verbesserter Miet-
sonderzuschlag für Auslandsbedienstete bis 
BesGr. A 8 

— neues Spitzenamt A 5 + Amtszulage für den Ju-
stizwachtmeisterdienst 

— Einführung kinderbezogener Ortszuschlag-Erhö-
hungsbeträge in BesGr. A 1 bis A 5 

— Anhebung der sog. Harmonisierungszulage im 
einfachen Dienst von 40 auf 67 DM 

— Erhöhung des Urlaubsgeldes in den BesGr. A 1 bis 
A 8 auf 450 DM 

— Neueinführung einer Aufwandsentschädigung für 
den zivilen und militärischen Flugsicherungs-
dienst 

— Verbesserungen bei der Funktionsgruppenverord-
nung 

— Erhöhung der Vergütung von Soldaten mit Spit-
zendienstzeiten von 90 auf 100 DM 

— Anhebung bzw. Neueinführung von Aufwands-
entschädigungen im Verteidigungsbereich (Anhe-
bung der Fliegeraufwandsentschädigung um 
100 %, der sonstigen Aufwandsentschädigungen 
um 50 %) sowie Übernahme dieser Verbesserun-
gen für Hubschrauberbesatzungen und Fall-
schirmspringer beim BGS 

— Verbesserungen bei der Gewährung von Tren-
nungsgeld und Auslandsreisekosten 

— Absicherung der Zeitsoldaten gegen Arbeitslosig-
keit 

— Verbesserung der Personalstruktur bei Berufsoffi-
zieren durch vorzeitige Zurruhesetzungen 

— Neuordnung des Beihilferechts mit Verbesserun-
gen bei den Bemessungssätzen und bei Zahner-
satzleistungen. 

Demgegenüber sei erinnert auch an strukturelle Spar-
maßnahmen seit 1976, wie zum Beispiel 

— Änderungen beim Ortszuschlag durch das Haus-
haltsstrukturgesetz 1975 
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— Nichterhöhung von Bezügebestandteilen (insbes. 
Stellenzulagen) 

— Suspendierung der an die Fachhochschulausbil-
dung anknüpfenden höheren Einstufung im geho-
benen nichttechnischen Dienst seit 1976 

— Absenkung der Anfangsbezahlung ab 1. Januar 
1984 im gehobenen und höheren Dienst 

— mehrmalige Absenkung der Anwärterbezüge, zu-
letzt ab 1. Januar 1984 

— Wegfall des örtlichen Sonderzuschlages für Ber-
lin 

— Stellenbesetzungs- und Beförderungssperren. 

Diese Maßnahmen treffen für den einzelnen zusam-
men mit 

— der Kürzung der steuerrechtlichen Vorsorgepau-
schale für Beamte 1983 (mit dem Ergebnis einer 
höheren Steuerpflicht) 

— der Einführung von Einkommensgrenzen, die zu 
Kürzungen des Kindergeldes geführt haben 

— dem Wegfall der Essenszuschüsse seit 1. Januar 
1984 

— der Anhebung der Mieten durch teilweisen Wider-
ruf des Zinsnachlasses für eingesetzte öffentliche 
Mittel und durch höhere Verzinsung der Baudarle-
hen für öffentliche Bedienstete 

und anderen Maßnahmen. 

Dieser Rückblick läßt nicht außer acht, daß auch an-
dere gesellschaftliche Gruppen harte finanzielle Ein-
schränkungen für die Ziele der Konsolidierung der 
öffentlichen Haushalte und der Stärkung der Wi rt

-schaftstätigkeit auf sich genommen haben und daß für 
einen Teil der Maßnahmen auch besoldungspolitische 
Begründungen angeführt worden sind. Nur durch 
Einsparungen in diesem Umfang konnte das jetzige 
Maß an Stabilität erreicht werden, das seit 1985 sogar 
wieder reale Einkommenszuwächse bei den Lohn- 
und Gehaltserhöhungen ermöglicht hat. 

Die Bundesregierung sieht es als ihre Aufgabe an, in 
diesem Bericht die Lage des öffentlichen Dienstes in 
der Form einer Problemdarstellung aufzuzeigen. Sie 
möchte hierbei besonders auf Notwendigkeiten einer 
anforderungs- und leistungsgerechten Anpassung der 
Dienstrechtsstrukturen, der Bewertungsgerechtig-
keit, der strukturellen Ausgewogenheit innerhalb des 
öffentlichen Dienstes und insbesondere auch auf Pro-
bleme der Nachwuchsgewinnung aufmerksam ma-
chen. Die Betriebsverwaltungen heben hervor, daß 
—bezogen auf Produktionsbereiche — auch Ge-
sichtspunkte der Produktivität und Rentabilität zu be-
rücksichtigen sind. 

Schon an dieser Stelle sei auf die Maßnahmen zur 
strukturellen Weiterentwicklung des Dienstrechts 
hingewiesen, die die Bundesregierung zur Realisie-
rung in dieser Legislaturpe riode vorschlägt und noch 
zur gesetzlichen Umsetzung im Bundesbesoldungs-
und -versorgungsanpassungsgesetz 1988 empfiehlt 
(Abschnitt C dieses Berichts). 

Die Bundesregierung ist sich bewußt, daß die Pro-
bleme auch künftig nur Schritt für Schritt im Gleich-
klang mit der weiteren Gesundung der Staatsfinanzen 
und den Fortschritten der wirtschaftlichen Entwick-
lung gelöst werden können. Gerade deshalb sieht sie 
es für notwendig an, an die Stelle von punktuellen 
oder gruppenbezogenen Korrekturen und Lösungs-
ansätzen eine längerfristig ausgerichtete Gesamtper-
spektive zu setzen. Unter diesem Gesichtspunkt weist 
die Bundesregierung bereits jetzt darauf hin, daß 
künftige Belastungen der Arbeitnehmereinkommen, 
die sich insbesondere aus der demographischen Ent-
wicklung ergeben können, Konsequenzen in bezug 
auf die Gestaltung verfügbarer Besoldungseinkom-
men und auf das Besoldungsgefüge nach sich ziehen 
müssen. 

Besonders wichtig ist die ständige Sicherung ausrei-
chenden und qualifizierten Nachwuchses für den öf-
fentlichen Dienst. In dieser Hinsicht haben sich in letz-
ter Zeit partielle Schwierigkeiten abgezeichnet. Sie 
dürften sich bei der zu erwartenden allgemeinen Be-
völkerungsentwicklung, die schon Ende der 80er 
Jahre Auswirkungen am Arbeitsmarkt haben könnte, 
noch verstärken. In einigen Bereichen des öffentli-
chen Dienstes in Bund und Ländern sind Personalfehl-
bestände vorhanden und Engpässe in der Nach-
wuchsgewinnung aufgetreten. Diese Schwierigkeiten 
sind zum Teil auch auf die Absenkung der Eingangs-
bezahlung im gehobenen und höheren Dienst zurück-
geführt worden. Die Maßnahmen, die die Bundesre-
gierung in Abschnitt C dieses Berichts vorschlägt, 
sind überwiegend dazu bestimmt, die Nachwuchs-
lage zu verbessern und Fehlentwicklungen aufzufan-
gen. 

Das Bezahlungssystem des öffentlichen Dienstes 
sollte auf Veränderungen der Angebotslage auf dem 
Arbeitsmarkt im Rahmen der durch die Einheitlichkeit 
des Dienstrechts gezogenen Grenzen flexibel reagie-
ren. Dabei wird es besonders auf die Qualität der 
Nachwuchskräfte ankommen, vor allem dort wo im 
Zuge der Bevölkerungsentwicklung die Zahl der Be-
werber sinkt, also auch das Angebot an qualifizierten 
Bewerbern schmaler wird. 

Die Fragen der Nachwuchssicherung werden von ei-
ner vom Bundeskabinett eingesetzten interministe-
riellen Arbeitsgruppe „Perspektiven der Nachwuchs-
gewinnung" eingehend geprüft. Zwischenergebnisse 
sind in diesem Bericht, insbesondere bei den in Ab-
schnitt C aufgeführten Maßnahmen, schon mitbe-
rücksichtigt. Auf weiteres kann der vorliegende Be-
richt noch nicht eingehen. 

Das Bundeskabinett hat am 19. Feb ruar 1986 die 
„Richtlinie zur beruflichen Förderung von Frauen in 
der Bundesverwaltung" beschlossen, die zum 1. März 
1986 in Kraft getreten ist. Diese Richtlinie bindet die 
Personalverwaltungen der obersten Bundesbehörden 
und des nachgeordneten Bereichs. Sie soll zu einer 
kontinuierlichen Erhöhung des Anteils von Frauen in 
den Berufen und Hierarchieebenen beitragen, in de-
nen Frauen bisher unterrepräsentiert sind. Die Richt-
linie enthält konkrete Regelungen für die Verbesse-
rung der Einstellungs- und Aufstiegschancen von 
Frauen, die Erhöhung ihres Anteils an Fortbildungs- 
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maßnahmen sowie Regelungen, die die Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf erleichtern. 

Auch über den Nachwuchsbereich hinaus erfordern 
die demographischen Entwicklungen und die Her-
ausforderungen, vor die sich die öffentliche Verwal-
tung durch die gesellschaftliche und technische Ent-
wicklung gestellt sieht, verstärkte Qualifizierungsbe-
mühungen für den öffentlichen Dienst. Nachdem mit 
der Fachhochschulausbildung für den gehobenen 
Dienst ein Anfang gemacht worden ist, sind die Bemü-
hungen fortzusetzen, die Verwaltungsbezogenheit in 
den Ausbildungsordnungen für den höheren Dienst 
weiter zu verbessern. 

Die dienstliche Fortbildung muß einen verstärkten 
Beitrag zur Ausrichtung der Qualifikationen leisten. 
Wissen und Können und die Einstellung der Mitarbei-
ter zu neueren Entwicklungen müssen kurzfristiger 
als bisher dem stetigen Wandel der Anforderungen 
angepaßt werden. Die notwendige Modernisierung 
der Verwaltung ist ohne verstärkte Fortbildungsbe-
mühungen nicht durchführbar. Das bet rifft nicht zu-
letzt auch technisch-methodische Bereiche wie dieje-
nigen der Informatik, die zunehmend an Bedeutung 
gewinnen. Daher ist das Instrumentarium der Fortbil-
dung zu verfeinern. Die bisherige Angebotsfortbil-
dung muß in eine gezielte individue lle Fortbildungs-
förderung umgewandelt werden, die auf dem Zusam-
menwirken von Personal- und Aufgabenplanung auf-
baut. Geeignete Fortbildungsmaßnahmen sollten 
dazu beitragen, daß die berufliche Qualifikation auch 
während der Teilzeitbeschäftigung oder im Zusam-
menhang mit einer Beurlaubung erhalten oder weiter-
entwickelt werden kann. Auch die Einführungsfort-
bildung ist im Anschluß an die allgemeinere Ausbil-
dung für den höheren Dienst neu zu gestalten. 

Als Ergänzung des bisherigen Fortbildungsangebots 
hat es sich als notwendig erwiesen, ein Konzept zu 
entwickeln und umzusetzen, das eine gezielte Förde-
rung besonders befähigter Beamter des höheren 
Dienstes, die für die Übernahme von Führungsfunk-
tionen geeignet erscheinen, vorsieht. Die für diese 
Förderungsmaßnahmen auszuwählenden Beamten 
müssen durch das Zusammenwirken personalplaneri-
scher Maßnahmen — von speziellen Führungslehr-
gängen bis zu gezielten Verwendungen auf besonde-
ren Dienstposten — an Führungsfunktionen und Füh-
rungsverantwortung herangeführt werden. Dies ist 
ein mehrjähriger Prozeß, der einer gezielten, aber be-
hutsamen Steuerung bedarf. 

Es obliegt nicht zuletzt auch der Besoldungspolitik 
und der tariflichen Bezahlungspolitik, Veränderun-
gen der Anforderungen zu erkennen und immer wie-
der ihre Auswirkungen auf das Bewertungsgefüge 
des Bezahlungssystems zu prüfen, und zwar im Rah-
men der haushaltsmäßigen Möglichkeiten. 

Die funktions- und leistungsgerechte Ausgewogen-
heit des Bewertungssystems als Ganzes muß gewahrt 
bleiben und weiter gestärkt werden. Dies bet rifft be-
sonders die anforderungs- und systemgerechte Zu-
ordnung der Eingangs- und Beförderungsämter und 
der bei der Wertigkeit des Amtes mit zu erfassenden 
Gehaltsbestandteile. Zugleich müssen Möglichkeiten 
arbeitsmarktbezogener Hilfen erwogen werden, um 

wo notwendig die Sicherung der Personalgewinnung 
und insbesondere die Qualitätsauslese für den öffent-
lichen Dienst vorausschauend und rechtzeitig zu un-
terstützen. Der Bericht geht deshalb auch eigens auf 
diesen Maßnahmenbereich ein (vgl. D.II.1). 

Es genügt im übrigen nicht, den öffentlichen Dienst 
nur für Bewerber attraktiv zu gestalten. Gleicherma-
ßen ist es geboten, die Leistungsbereitschaft der be-
reits im öffentlichen Dienst befindlichen Mitarbeiter 
durch angemessene Laufbahn- und Bezahlungsbe-
dingungen zu erhalten und zu fördern. 

Die Prüfung neuer Möglichkeiten, die Leistungsfähig-
keit des öffentlichen Dienstes weiter zu verbessern, 
darf sich nicht auf besoldungsrechtliche Inst rumente 
beschränken. 

Bei der strukturellen Weiterentwicklung wird es auch 
darauf ankommen, die beiden Spannungspole der 
Strukturpolitik sachgerecht in Einklang zu bringen, 
nämlich die Sorge für die Beamten der unteren Ge-
haltsstufen und — andererseits — die Notwendigkeit, 
eine anforderungs- und verantwortungsbezogene Ab-
stufung der Besoldungsgruppen zu bewahren. 

Der Bericht trägt zugleich der Entschließung des 
Deutschen Bundestages vom 18. Juni 1980 Rechnung, 
in der die Bundesregierung gebeten worden ist, einen 
Bericht über den Stand der Besoldungsvereinheitli-
chung in Bund und Ländern sowie Vorschläge zur 
weiteren Vereinheitlichung und funktionsgerechten 
Fortentwicklung der Besoldung vorzulegen und dabei 
die Möglichkeiten für die anforderungs- und lei-
stungsgerechtere Ausgestaltung der Bezahlung und 
Berufswege und für eine Neuordnung der Zulagen 
nach einheitlichen Grundsätzen zu prüfen. 

Auf Abschnitt E des Berichts wird hinsichtlich der 
Vereinheitlichung des Besoldungsrechts in Bund und 
Ländern Bezug genommen. 

C. Vorgesehene Maßnahmen 

I. Abgesenkte Eingangsbesoldung 

Die Bundesregierung schlägt vor: 

Aufhebung der Absenkung der Eingangsbesoldung 
für die Besoldungsgruppen A 9/A 10 ab 1. Januar 
1989 und für den höheren Dienst ab 1. Januar 1990 

Die Rücknahme der Absenkung der Eingangsbesol-
dung des gehobenen und des höheren Dienstes nach 
§ 19a BBesG (eingefügt durch das Haushaltsbegleit-
gesetz 1984) ist vordringlich: 

Die Absenkungsregelungen haben zu Personal-Eng-
pässen in Teilbereichen des öffentlichen Dienstes ge-
führt. Hervorzuheben ist der Bewerbermangel z. B. im 
gehobenen fernmeldetechnischen Dienst der Bundes-
post sowie in anderen Laufbahnen des gehobenen 
technischen Dienstes, auch in den Ländern. 

Erhebliche Probleme bereitet die Absenkung auch im 
Tarifbereich (bei Bund und Ländern), der diese Spar-
maßnahme aufgrund einer ausdrücklichen Entschlie-
ßung des Deutschen Bundestages und einer entspre- 
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chenden Stellungnahme des Bundesrates wegen der 
erforderlichen Gleichbehandlung von Beamten und 
Angestellten des öffentlichen Dienstes übernommen 
hat. 

Besondere Spannungen bestehen im Kommunalbe-
reich, weil die Vereinigung der kommunalen Arbeit-
geberverbände (VkA) die Absenkung im Tarifbereich 
nicht mitvollzogen hat. 

Die Absenkungsmaßnahmen betreffen meist jüngere 
Menschen, die sich in der Phase der Familiengrün-
dung befinden. Mit betroffen sind diejenigen, die vor 
ihrem Eintritt in den öffentlichen Dienst bereits ander-
weitig Berufserfahrung erworben haben oder nach 
einer Unterbrechung ihre Tätigkeit im öffentlichen 
Dienst wieder aufnehmen oder nach einer Tätigkeit 
im Hochschulbereich als Referendare in die öffentli-
che Verwaltung eintreten. Die Entscheidung von 
Grenzfällen hat einen unverhältnismäßig hohen Re-
gelungs- und Verwaltungsaufwand mit sich gebracht, 
die Streitigkeiten münden häufig in Verwaltungsge-
richtsverfahren ein. 

II. Eingangsamt des mittleren Dienstes 

Die Bundesregierung schlägt vor: 

Hebung des Eingangsamtes des mittleren Dienstes für 
beamtete Meister/staatlich geprüfte Techniker von 
Besoldungsgruppe A 5 nach Besoldungsgruppe A 6 

Es ist anerkannt, daß bei den beamteten Meistern und 
staatlich geprüften Technikern die Funktionsanforde-
rungen erheblich gestiegen sind. Die Hebung des Ein-
gangsamtes für sie ist nach dem Grundsatz der funk-
tionsbezogenen Bewertung (§ 18 BBesG) fällig. Die 
bisherige Bewertungslage stellt einen erheblichen 
strukturellen Nachteil gegenüber dem Tarifbereich 
dar. Wegen der relativ günstigeren tariflichen Bezah-
lung ist die Übernahme von Meistern/staatlich ge-
prüften Technikern in das Beamtenverhältnis kaum 
noch attraktiv. Hinzu kommt, daß die den beamteten 
Meistern unterstellten technischen Gehilfen in Lauf-
bahnen des einfachen Dienstes durch Beförderung 
relativ schnell ebenfalls die Besoldungsgruppe A 5 er-
reichen können. Interessenten für den mittleren 
Dienst sehen daher ihre künftige Tätigkeit von vorn-
herein nicht angemessen bewertet; deshalb mangelt 
es an Bewerbern. 

Die vorgesehene Maßnahme ist insbesondere auch 
erforderlich, um den Gleichklang mit dem Tarifbe-
reich herzustellen. Einbezogen werden sollen dabei 
auch vergleichbare Soldaten. 

III. Anwärtersonderzuschlags-Verordnung 

Die Bundesregierung schlägt vor: 

Änderung der Anwärtersonderzuschlags-Verordnung 
mit dem Ziel, für Bereiche mit nachgewiesenem er-
heblichem Bewerbermangel Anwärtersonderzu-
schläge zu gewähren 

Um den Schwierigkeiten der Nachwuchsgewinnung 
zu begegnen, ist vorgesehen, künftig den Anwärtern 

für den gehobenen technischen Dienst und für den 
gehobenen Flugverkehrskontrolldienst einen Anwär-
tersonderzuschlag von fünfunddreißig v. H. des An-
wärtergrundbetrages zu gewähren. 

Für Anwärter der Laufbahn des höheren Auswärtigen 
Dienstes, die bereits die Befähigung zum Richteramt 
besitzen, soll der z. Z. gewährte Anwärtersonder-
zuschlag von fünfzig v. H. auf den vollen Hundertsatz 
erhöht werden; soweit Anwärter für diese Laufbahn 
bereits eine abgeschlossene Ausbildung und Berufs-
erfahrung mitbringen, sollen sie einen Anwärterson-
derzuschlag von fünfzig v. H. erhalten. 

Die Bundesregierung hofft, auf diese Weise qualifi-
zierte Nachwuchskräfte vermehrt für einen Eintritt in 
den öffentlichen Dienst zu gewinnen. 

IV. Spitzenamt für den einfachen Dienst 

Die Bundesregierung schlägt vor: 

Einrichtung eines neuen Spitzenamtes — BesGr. A 5 
mit Amtszulage — für herausgehobene Funktionen im 
einfachen Dienst 

Durch das Vierte Gesetz zur Änderung besoldungs-
rechtlicher Vorschriften sind in der Bundesbesol-
dungsordnung A maßvolle Verbesserungen im Ein-
gangsamt und im Spitzenamt des einfachen Dienstes 
vorgenommen worden. Hierbei handelte es sich um 
einen ersten Schritt. Die hier vorgeschlagene Maß-
nahme soll als weiterer Schritt folgen. 

Die Amtszulage im Spitzenamt BesGr. A 5 wird bisher 
nur für Leitungs- und Koordinierungsaufgaben des 
Justizwachtmeisterdienstes im Sitzungsdienst usw. 
der Gerichte gewährt. Nach den Anforderungen ver-
gleichbare herausgehobene Funktionen sind aber 
auch in anderen Laufbahnen und Verwaltungsberei-
chen vorhanden. Die Einführung des neuen Spitzen-
amtes ist daher gerechtfertigt und erforderlich. 

D. Weitere Problemfelder 

I. Allgemeines 

Die in Abschnitt C genannten Maßnahmen, die die 
Bundesregierung für diese Legislaturpe riode vor-
schlägt, helfen den vordringlichen Strukturproblemen 
ab. Sie werden insbesondere zur Entspannung im Be-
reich der Nachwuchsgewinnung beitragen. 

Die Probleme der strukturellen Weiterentwicklung 
sind damit aber nicht umfassend gelöst. Weitere Pro-
blemfelder bleiben. Die Strukturpolitik für den öffent-
lichen Dienst muß sich auch rechtzeitig auf mögliche 
neue oder verschärfte Problemlagen einstellen. Hier-
bei muß stets der Zusammenhang mit den haushalts-
mäßigen Möglichkeiten gewahrt bleiben. 

Wie schon bei den Leitzielen erwähnt (Abschnitt B), 
muß einerseits die anforderungs- und leistungsge-
rechte Ausgewogenheit des Bewertungssystems als 
Ganzes gewahrt und gestärkt werden. Andererseits 
müssen bei bleibenden oder neu auftretenden 
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Schwierigkeiten der Personalgewinnung auch Mög-
lichkeiten einer Abhilfe durch gezielte arbeitsmarkt-
bezogene Maßnahmen gesucht werden. Dies gilt auch 
hinsichtlich der Qualität der Bewerber. Für solche 
Komplementärmaßnahmen kann und sollte in der Re-
gel eine Befristung vorgesehen werden, die sich nach 
der voraussichtlichen Dauer des Bewerbermangels 
richtet; sie kann bei Bedarf verlängert werden. 

IL Problemfelder 

Für eine sorgfältige sachliche und haushaltsmäßige 
Prüfung kommen in Betracht: 

1. Arbeitsmarktbezogene 
Kom plementärmaßnahmen 

Zur Ergänzung der in Abschnitt C vorgeschlagenen 
Sofortmaßnahmen wären, soweit diese Entlastungen 
im Zuge der weiteren Entwicklungen der Wettbe-
werbslage für die qualitative und quantitative Siche-
rung der Nachwuchsgewinnung nicht ausreichen, fol-
gende weitere Hilfen zu prüfen: 

Der Rahmen zur Gewährung von Anwärtersonder-
zuschlägen nach der Rechtsverordnung gemäß § 63 
BBesG sollte soweit wie notwendig ausgeschöpft wer-
den. Zu denken wäre an eine — zu bef ristende — 
Anhebung der Zuschlagsätze bis zu der in § 63 Abs. 3 
BBesG geregelten Grenze und ggf. eine Erweiterung 
des Kreises der zuschlagsberechtigen Laufbahnen bei 
Modifizierung der Ermächtigungsgrundlage. Ferner 
wäre zu prüfen, ob Anwärter, die bereits über eine 
geforderte Laufbahnbefähigung für den höheren 
Dienst verfügen, künftig Anwärterbezüge erhalten 
sollten, die sich mehr an den Dienstbezügen von Pro-
bebeamten ausrichten. 

In Betracht käme auch die Gewährung von Studien-
hilfen für Studierende, die sich verpflichten, nach Er-
reichen des Bildungsabschlusses in den öffentlichen 
Dienst einzutreten (für den Fall einer anderen Berufs-
entscheidung: Rückzahlungsverpflichtung). 

Dieses Instrument wird bereits — neben anderen fi-
nanziellen Anreizen mit Wirkung für die Nachwuchs-
gewinnung — ausdrücklich im Rahmen der Poststruk-
turreform zur Verfügung gestellt. 

Auch im Bildungsbereich selbst wäre zu prüfen, mit 
welchen Mitteln die Aufmerksamkeit der Studienbe-
werber schon bei der Studienwahl stärker auf voraus-
sichtliche Mangelberufe des öffentlichen Dienstes 
(zugleich außerhalb des öffentlichen Dienstes) ge-
lenkt werden kann. 

Bei der Nachwuchskräftegewinnung für die techni-
schen Berufe und Tätigkeiten ist darauf zu achten, daß 
Frauen gezielter angesprochen und im Rahmen des 
Leistungsprinzips stärker als bisher berücksichtigt 
werden. 

2. Anwärterbezüge 

Unmittelbare Bedeutung für die Nachwuchsgewin-
nung haben die Anwärterbezüge. Je nach den kom-
menden Entwicklungen der Wettbewerbslage kann 
auch eine entsprechende Anpassung der Anwärterbe-
züge erwogen werden. 

3. Weitere Verbesserungen im einfachen Dienst 
unter Berücksichtigung der Auswirkungen auf 
den Tarifbereich 

Es ist zu prüfen, ob zur Sicherstellung einer amtsan-
gemessenen Besoldung weitere Verbesserungen der 
Besoldungssituation von Beamten des einfachen 
Dienstes in Betracht kommen. Insbesondere in den 
Sonderlaufbahnen des einfachen Dienstes (Aufseher, 
Schaffner, Wachtmeister, Warte, Triebwagenführer) 
sind die Anforderungen gestiegen. 

4. Ämterbewertungen in verschiedenen Bereichen 

Nach Nummer 19 Satz 2 der Vorbemerkungen zu den 
Bundesbesoldungsordnungen A und B können für bis 
zu einem Drittel der Gesamtzahl der Prüfer beim 
Deutschen Patentamt Planstellen der Besoldungs-
gruppe A 15 ausgebracht werden. Diese Obergrenze 
ist haushaltsmäßig ausgeschöpft. Der Bundesrech-
nungshof ist dafür eingetreten, für die Patentprüfer 
grundsätzlich Planstellen der Besoldungsgruppe A 15 
vorzusehen. 

Seit der Neuordnung der Bundesbesoldungsord-
nung B im Jahre 1975 sind die Anforderungen in ein-
zelnen Ämtern erheblich gestiegen. Dies ist u. a. zu-
rückzuführen auf die zum Teil durch Gesetz erfolgte 
Übertragung neuer Aufgaben, erhebliche Zunahme 
des Aufgabenumfangs und des Personalbestandes be-
stimmter Dienststellen, gestiegene Schwierigkeit und 
Bedeutung von Aufgaben, organisatorische Verände-
rungen usw. Während im Bereich der Bundesbesol-
dungsordnung A gestiegenen Anforderungen bei ein-
zelnen Funktionen im Rahmen der allgemeinen Stel-
lenobergrenzen teilweise Rechnung getragen werden 
kann, enthält die Bundesbesoldungsordnung B einen 
derartigen Bewertungsspielraum nicht, da der Ge-
setzgeber selbst die Bewertung der Einzelfunktionen 
in der Besoldungsordnung B festgelegt hat. 

Seit der Neuordnung der Bundesbesoldungsord-
nung B durch das 2. BesVNG im Jahre 1975 ist diese 
nur geringfügig geändert worden. In einigen Ländern 
sind seit diesem Zeitpunkt Verbesserungen der Besol-
dungsordnung B vorgenommen worden. 

Eine mittelfristige Überprüfung von Einstufungen in 
der Bundesbesoldungsordnung B erscheint daher ge-
boten. Diese Überprüfung muß jedoch zunächst auf 
dringende Fälle, in denen sich der Aufgabenumfang 
in außergewöhnlichem Maße geändert hat, be-
schränkt werden. 

In diesem Zusammenhang wird insbesondere auch 
die Vorbemerkung Nr. 21 zu den Bundesbesoldungs-
ordnungen A und B mittelfristig zu überprüfen sein. 
Nach dieser Vorbemerkung dürfen die Ämter der Lei- 
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ter von unteren Verwaltungsbehörden mit einem 
beim jeweiligen Dienstherrn örtlich begrenzten Zu-
ständigkeitsbereich (mit Ausnahme der Ämter der Po-
lizeipräsidenten) sowie die Ämter der Leiter von a ll

-gemeinbildenden oder beruflichen Schulen nur in Be-
soldungsgruppen der Besoldungsordnung A einge-
stuft sein. Die Konferenz der Landesfinanzminister hat 
sich in einem Schreiben vom 22. Ap ril 1985 dafür aus-
gesprochen, daß die Frage einer Verbesserung der 
Besoldung der Leiter besonders großer und bedeuten-
der unterer Verwaltungsbehörden auf mittlere Sicht 
einer Entscheidung zugeführt wird. In diesem Zusam-
menhang ist zu erwähnen, daß die Leiter großer Am-
ter 'im Kommunalbereich (z. B. Gesundheitsämter, 
Bauämter) zum Teil schon jetzt in Besoldungsgruppen 
der Besoldungsordnung B eingestuft sind. 

Ein Sachzusammenhang besteht schließlich auch mit 
den von Artikel VIII des 2. BesVNG erfaßten Ge-
schäftsführern im Bereich der Sozialversicherung. 
Hier wird zu prüfen sein, ob im Hinblick auf wesent-
liche Veränderungen der objektiven Bezugsgrößen 
(wie etwa die Anzahl der Mitgliedskassen, Aufgaben-
umfang, Bestand an Leistungsfällen, Leistungsvolu-
men) seit Inkrafttreten des 2. BesVNG im Jahre 1975 
der gesetzliche Einstufungsrahmen korrigiert werden 
muß. 

5. Fortentwicklung/Harmonisierung des 
Zulagensystems nach einheitlichen Grundsätzen 

Zulagen sind zusätzliche Geldleistungen neben 
Grundgehalt und Ortszuschlag, die besondere dienst-
liche Anforderungen und Belastungen abgelten sol-
len. Sie sind Besoldung und dürfen nur durch Bundes-
gesetz oder auf Grund eines solchen geregelt werden. 
Die Zulagenregelungen sind zahlreich; sie sind auf 
die verschiedensten Gesetzesstellen verteilt und zum 
Teil seit langem nicht angepaßt worden. So bietet die 
seit dem Jahre 1926 teilweise in praktisch unverän-
derter Höhe gewährte Sprachenzulage keinen Anreiz 
für Vertiefung oder Erhaltung von Kenntnissen, ins-
besondere in schwierigen Sprachen. Zulagen werden 
in größerem Umfange im Tarifbereich (Angestellte 
und Arbeiter im öffentlichen Dienst) vereinbart. 

Der Bericht des Bundesministers des Innern vom Ok-
tober 1978 (fortgeschrieben 1981) gibt einen umfas-
senden Überblick über die Zulagenregelungen im 
Bund für den Besoldungs- und Tarifbereich. Er war 
eine Grundlage für das Ersuchen des Deutschen Bun-
destages an die Bundesregierung vom 18. Juni 1980, 
bei den Fragen einer weiteren Vereinheitlichung des 
Besoldungsrechts in Bund und Ländern (vgl. hierzu 
insbes. Abschnitt E) auch die Möglichkeiten einer 
Neuordnung der Zulagen nach einheitlichen Grund-
sätzen zu prüfen. 

Eine Überprüfung der Zulagenvielfalt ist erforderlich. 
Als Ansatzpunkte kommen in Betracht: 

— Ordnung und Gliederung nach übergeordneten 
Merkmalen, 

— Neuabgrenzung von Amtszulagen, Stellenzula-
gen, Erschwerniszulagen und Entschädigungslei-
stungen, 

— Überprüfung der ursprünglichen Berechtigung, 

— Kriterien der Anpassung, 

— Systematisierung der Ruhegehaltsfähigkeit von 
Stellenzulagen. In diesem Zusammenhang auch 
Frage der Ruhegehaltfähigkeit für bisher nicht ru-
hegehaltfähige Zulagen bei langjährigem Bezug 
wie insbesondere der Polizeizulage und Sicher-
heitszulage, 

— Einbau der Harmonisierungszulagen in das 
Grundgehalt (vgl. D III. 2). 

Hinzu käme die Überprüfung der bestehenden Unter-
schiede von Besoldung und Tarif hinsichtlich der Ein-
zelabgeltung besonderer Anforderungen und Bela-
stungen. 

Diese weitgespannten und schwierigen Aufgaben las-
sen sich nur längerfristig und, wie auch die Diskussio-
nen in der Besoldungskommission des Bundes und 
der Länder ergeben haben, nur im Rahmen besonde-
rer Arbeitsgruppen unter maßgeblicher Beteiligung 
des Tarifbereichs lösen. 

Ein erster Schritt sollte dahin gehen, die für die Per-
sonalgewinnung und insbesondere Nachwuchssiche-
rung relevanten Zulagen im Besoldungs- und Tarifbe-
reich zu überprüfen und zu systematisieren. Zu prüfen 
wäre, welche Zulagen gegebenenfalls entbehrlich ge-
worden oder neu bereitzustellen sind. Die Grundsätze 
und Voraussetzungen für die Gewährung solcher Zu-
lagen wären schärfer zu definieren (z. B. Zweckbin-
dung; Art und Umfang der Leistungen, auch im Ver-
hältnis zu der Besoldung aus dem Amt; Aufhebung 
bei Wegfall der Voraussetzungen). 

Schließlich sollte auch geprüft werden, ob und inwie-
weit die durch das Haushaltsstrukturgesetz 1975 fest-
geschriebenen Zulagen, vor allem mit Blick auf dieje-
nigen Bereiche, die mit dem p rivaten Wirtschaftssek-
tor konkurrieren (z. B. Bankwesen), künftig wieder 
dynamisiert werden könnten; hier besteht auch ein 
gewisser Sachzusammenhang mit Abschnitt D II.1 
(Arbeitsmarktbezogene Komplementärmaßnahmen). 

Die Bundesregierung plant, eine Arbeitsgruppe unter 
Beteiligung der Länder einzuberufen. 

6. Anpassung der Mehrarbeitsvergütung und 
bestimmter Erschwerniszulagen 

Die Problematik des Rückstandes der besoldungs-
rechtlichen Mehrarbeitsvergütung und bestimmter 
Erschwerniszulagen gegenüber dem Tarifbereich 
muß geprüft und im Rahmen der finanziellen Mög-
lichkeiten ggf. in Stufen gelöst werden. 

7. Stufenlehrer 

In Bremen, Hamburg und Nordrhein-Westfalen wer-
den die Lehrkräfte seit einigen Jahren als Lehrer mit 
stufenbezogener Lehramtsbefähigung (Primarstufe, 
Sekundarstufen I und II) ausgebildet. Während Bre-
men und Hamburg die besoldungsrechtliche Einstu-
fung der entsprechenden Lehrerämter aufgrund der 
Ermächtigung in § 80 Abs. 2 BBesG landesgesetzlich 
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regeln durften, galten für die Stufenlehrer in Nord-
rhein-Westfalen die bundesgesetzlichen Einstufungs-
regelungen des § 77 BBesG. Bei beiden Regelungen 
handelte es sich um Übergangsregelungen, die bis 
zum 31. Dezember 1983 bef ristet waren. 

Der Bundesrat hatte Anfang 1984 den Entwurf eines 
Gesetzes eingebracht (Drucksache 10/1362), das die 
bisherigen Übergangsregelungen für Stufenlehrer 
durch eine endgültige bundesrechtliche Einstufung 
der Stufenlehrer ersetzen sollte. Dieser Gesetzentwurf 
des Bundesrates ist bis zum Abschluß der vorigen 
Legislaturperiode im Deutschen Bundestag nicht ab-
schließend beraten worden; er ist wegen des Grund-
satzes der Diskontinuität verfallen. Die Länder sind 
daher zur Zeit frei, die Besoldung der Stufenlehrer 
selbst zu regeln. 

Wegen der Bedeutung der Lehrerbesoldung für die 
Besoldungseinheit erscheint es geboten, daß der Bund 
von seiner ihm übertragenen konkurrierenden Ge-
setzgebungskompetenz Gebrauch macht und die Ein-
stufung der Stufenlehrer im Rahmen eines Gesamt-
konzepts bundesrechtlich regelt. Ein Referentenent-
wurf, der auf dem erwähnten Gesetzentwurf des Bun-
desrates beruht, ist den Ländern zugeleitet worden. Er 
wird von der Mehrheit der Länder unterstützt. 

8. Ergänzende Gestaltungsformen der Arbeitszeit 
und Beurlaubung 

Die Bundesregierung setzt ihre Anstrengungen zu 
möglichst anpassungsfähiger Gestaltung der Arbeits-
zeit und hierbei insbesondere zur Erweiterung der 
Teilzeitbeschäftigungs- und Beurlaubungsmöglich-
keiten in allen Bereichen des öffentlichen Dienstes 
konsequent fort. 

Es geht dabei um einen spürbaren Beitrag des öffent-
lichen Dienstes zur Entlastung des Arbeitsmarktes. 
Zugleich werden aber — vornehmlich für Frauen — 
die  Voraussetzungen dafür verbessert, Beruf, Familie 
und Kindererziehung miteinander in Einklang zu 
bringen. Überlegungen hierzu berühren auch das Pro-
blem der Ausgestaltung besoldungsrechtlicher Ne-
benleistungen, wie z. B. der vermögenswirksamen 
Leistungen, die teilzeitbeschäftigten Beamtinnen und 
Beamten nach geltendem Recht nur anteilig zuste-
hen. 

Dem Deutschen Bundestag liegt z. Z. der vom Bun-
desrat eingebrachte Entwurf eines ... Gesetzes zur 
Änderung dienstrechtlicher Vorschriften (Drucksache 
11/2218) zur Beschlußfassung vor, den die Bundesre-
gierung unterstützt und mit eigenen Vorschlägen er-
gänzt hat. Mit ihm sollen die bestehenden Regelun-
gen über Teilzeitbeschäftigung und langfristige Beur-
laubung insbes. von Beamten und Richtern, aber auch 
von Soldaten nochmals deutlich erweitert werden. Im 
Vordergrund stehen dabei die Verlängerung von 
Höchstbewilligungsfristen für Freistellungen vom 
Dienst, die Verlängerung der Geltungsdauer der Vor-
schriften über arbeitsmarktpolitische Teilzeitbeschäf-
tigung und arbeitsmarktpolitischen Urlaub, die Ein-
führung einer neuen Form der Teilzeitbeschäftigung 
und eine Erweiterung des begünstigten Personenkrei-
ses. 

III. Weitere Prüffelder 

Als weitere Prüffelder sind zu nennen: 

1. Eingangsamt für Fachhochschulabsolventen des 
gehobenen nichttechnischen Dienstes unter 
Berücksichtigung der Auswirkungen auf den 
mittleren Dienst 

Die besoldungsrechtliche Zuordnung des Eingang-
samts des gehobenen nichttechnischen Verwaltungs-
dienstes gehört zu den seit Jahren ungelösten Proble-
men. Die Suspendierung der Zuordnung des Eingang-
samts zur Besoldungsgruppe A 10 im Jahre 1976 war 
eingebettet in die damaligen Einsparungsbestrebun-
gen. 

Ein weiteres, länger dauerndes Offenhalten dieser 
Frage ohne bewertungsmäßige Grundlage würde 
dienstrechtlich zunehmend problematisch sein. 

2. Anpassung der Harmonisierungszulagen 

Durch das 1. BesVNG von 1971 wurden die in Bund 
und Ländern unterschiedlich gewachsenen allgemei-
nen Stellenzulagen bundeseinheitlich geregelt; ihre 
Höhe ist seitdem unverändert. 

Die sog. „Harmonisierungszulagen" — inzwischen 
als Nummer 23 bis 30 in die Vorbemerkungen zu den 
Bundesbesoldungsordnungen A und B übernom-
men — sind für die Empfänger übergangsweise bis zu 
einer grundlegenden Neuordnung der Einstufungen 
ein pauschaler Ausgleich dafür, daß in bestimmten 
anderen Laufbahnen die Eingangsämter einer höhe-
ren als der in § 23 BBesG festgelegten Besoldungs-
gruppe zugewiesen sind. So hat der Besoldungsge-
setzgeber z. B. in den Laufbahnen der Lehrer und 
Richter das Eingangsamt durch Zuweisung zur Besol-
dungsgruppe A 12 bzw. R 1 herausgehoben und da-
mit zunächst abschließend bewertet. Diese Beamten 
und Richter erhalten daher keine Harmonisierungszu-
lagen. 

Die Harmonisierungszulagen sind ruhegehaltfähig 
und ein wichtiger Gehaltsbestandteil, der bis zu 
knapp 5 % des Gesamtgehalts ausmacht. Sie ergän-
zen das Grundgehalt (vgl. BVerfG-Beschluß vom 
14. Dezember 1982 zu Lehrer-Amtsbezeichnungen in 
Bremen; danach ist die Stellenzulage nach Num-
mer 27 der Vorbemerkungen zu den BBesO A/B mit 
ihrer Anknüpfung an eine herausgehobene status-
rechtliche Position des Amtsinhabers materiell einer 
Amtszulage gleichzuerachten). Ferner hat das Bun-
desverfassungsgericht in seiner Entscheidung vom 
11. März 1981 u. a. ausgeführt: 

„Hat er (der Gesetzgeber) sich für bestimmte Be-
züge einzelner Gruppen als den für sie ,amtsange-
messenen' Lebensunterhalt entschieden, so hat er 
diese Bezüge auch in eine solche Anpassungsrege-
lung einzubeziehen. Eine anderweitige, etwa ein-
zelne Besoldungsgruppen unterschiedlich behan-
delnde Anpassung bedürfte besonderer, eine Diffe-
renzierung rechtfertigender Gründe." 
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Die seit 1972 unterbliebene Einbeziehung in die li-
neare Anpassung (§ 14 BBesG) hat zu einem stetigen 
Wertverlust der Harmonisierungszulagen geführt. Die 
Beamten der betroffenen Laufbahnen werden ständig 
gegenüber denjenigen in den Laufbahnen mit heraus-
gehobenen Eingangsämtern (z. B. Lehrern) benach-
teiligt. Die weitere Ausschließung der Harmonisie-
rungszulagen von den Bezügeerhöhungen würde das 
verfassungsrechtliche Risiko verstärken. 

3. Vereinfachung und weitere Harmonisierung des 
Ortszuschlagsrechts 

Die Bundesregierung sieht eine weitere Aufgabe in 
der Vereinfachung und weiteren Harmonisierung des 
Ortszuschlagrechts (§§ 39 bis 41 BBesG). 

Der Ortszuschlag ist wie das Grundgehalt Teil der 
Dienstbezüge. Er soll unterschiedlichen Belastungen 
aufgrund des Familienstandes Rechnung tragen, 
dient also einem sozialen Ausgleich und ist dazu be-
stimmt, im Rahmen des verfassungsrechtlich ge-
schützten Alimentationsprinzips eine an den familiä-
ren Lasten orientierte Gesamtbesoldung herzustellen. 
Wenn sich auch konkrete familienbezogene Differen-
zierungen nicht unmittelbar aus Artikel 33 Abs. 5 GG 
ableiten lassen, ist doch grundsätzlich gefordert, daß 
„in der Lebenswirklichkeit die Beamten ohne Rück-
sicht auf die Größe ihrer Familie sich annähernd das 
Gleiche leisten können". Hierauf hat das Bundesver-
fassungsgericht zuletzt in seinem Beschluß vom 
30. März 1977 zur familiengerechten Besoldung hin-
gewiesen. 

Die Bundesregierung sieht es als notwendig an, die 
inhaltliche und formale Ausgestaltung des Ortszu-
schlagrechts familiengerecht schrittweise zu überprü-
fen und zu vereinfachen: 

a) Harmonisierung der Abstände zwischen Stufe 1 
und 2 in Tarifklasse I a bis I c und andererseits Ta-
rifklasse II, 

b) „Ausgleichsklausel" des Vierten Gesetzes zur An-
derung besoldungsrechtlicher Vorschriften vom 
20. Dezember 1985. 

Die am 1. Januar 1986 in Kraft getretenen Ortszu-
schlagsregelungen sehen zusätzliche Erhöhungs-
beträge in den Besoldungsgruppen A 1 bis A 5 für 
zweite und weitere Kinder vor. 

Die abgestuften Erhöhungsbeträge können dazu 
führen, daß z. B. ein Besoldungsempfänger in A 5 
(insbesondere mit Amtszulage) höher besoldet 
wird, als — bei gleicher Dienstaltersstufe und Kin-
derzahl — ein Beamter in A 6. Bei einem solchen 
„Überholeffekt" greift die „Ausgleichsklausel" 
ein: 

„Soweit dadurch im Einzelfall die Besoldung hinter 
derjenigen aus einer niedrigeren Besoldungs-
gruppe zurückbleibt, wird der Unterschiedsbetrag 
zusätzlich gewährt. " 

Es wäre zu prüfen, ob eine Lösung gefunden wer-
den kann, die eine solche Ausgleichsklausel ent-
behrlich macht. 

4. Funktionsgruppenverordnung zu 
§ 26 Abs. 4 BBesG einschließlich 
Rationalisierungsschutzmaßnahmen 

a) Die Funktionsgruppenverordnung ist durch die Ver-
ordnungen vom 3. Juli 1986 (BGB1. I S. 993) und vom 
19. Dezember 1986 (BGB1. I S. 2630) geändert wor-
den. Beide Verordnungen hatten nur ein begrenztes 
Ziel. Durch die Änderungsverordnungen und die 
langjährige Entwicklung der Aufgabenstrukturen 
sind Unausgewogenheiten eingetreten. Bei der Erör-
terung der Dritten Änderungsverordnung zur Funk-
tionsgruppenverordnung sind im Ausschuß für In-
nere Angelegenheiten des Bundesrates von den 
Vertretern mehrerer Länder entsprechende Korrek-
turwünsche geäußert worden. 

b) Die Ermächtigung in § 26 Abs. 4 Nr. 1 BBesG gilt 
nur für Sonderlaufbahnen mit höherem Eingangs-
amt. Da inzwischen in einigen Ländern die bishe-
rige Einheitslaufbahn im Polizeivollzugsdienst zu-
gunsten einer zweigeteilten Laufbahn aufgegeben 
worden ist, bedarf die Ermächtigungsgrundlage 
einer Korrektur, nach der besondere Obergrenzen 
auch dann gelten dürfen, wenn die frühere Ein-
heitslaufbahn zugunsten einer getrennten Lauf-
bahngruppenregelung aufgegeben worden ist. 

5. Redaktionelle Ergänzungen/Bereinigungen der 
Bundesbesoldungsordnung B 

Aus Gründen der Klarheit und Vollständigkeit sind 
bestimmte redaktionelle Korrekturen der Bundesbe-
soldungsordnung B erforderlich. Es handelt sich vor 
allem um: 

— Streichung von nicht mehr besetzten Ämtern (z. B. 
wegen Umorganisation: Zusammenlegung von Mit-
telbehörden, Auswirkungen der Neuorganisation 
der Leitungsebene der Deutschen Bundesbahn), 

— Ausbringen von Ämtern, deren Amtsbezeichnung 
durch den Bundespräsidenten festgesetzt worden 
sind, 

— Folgerungen aus der Umbenennung von Dienst-
stellen, 

— Wegfall leerlaufender, personen- und stichtagsbe-
zogener Fußnotenregelungen. 

6. Bundesumzugskostengesetz 

Die Unabhängige -Kommission für Rechts- und Ver-
waltungsvereinfachung des Bundes hat in ihrem Be-
schluß vom 17. Februar 1986 darauf hingewiesen, daß 
das Umzugskostenrecht wegen der Vielzahl fallbezo-
gener Einzelregelungen unübersichtlich ist und die 
Abwicklung von Umzugskosten großen Aufwand er-
fordert. 

In diesem Zusammenhang ist auch auf den Beschluß 
des Verteidigungsausschusses des Deutschen Bun-
destages vom 23. Mai 1985 zur Prüfung umzugsko-
stenrechtlicher Regelungen hinzuweisen. 

Bei Novellierung des Bundesumzugskostengesetzes 
sollte auch eine Anpassung der Auslandsumzugsko-
stenverordnung erfolgen. 
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E. Weitere Vereinheitlichung des 
Besoldungsrechts in Bund und Ländern 

Nach Übertragung der konkurrierenden Gesetzge-
bungsbefugnis auf den Bund durch Artikel 74 a GG 
hat der Bundesgesetzgeber 1971 mit dem 1. BesVNG 
einen ersten Schritt zur Vereinheitlichung des Besol-
dungsrechts in Bund und Ländern unternommen. Vier 
Jahre später folgte nach eingehender Vorbereitung 
mit dem 2. BesVNG ein weiterer umfassender Schritt. 
Ergänzt wurden die vom Bundesgesetzgeber direkt 
getroffenen Regelungen, indem die Bundesregierung 
mit Zustimmung des Bundesrates von der Ermächti-
gung zum Erlaß von Rechtsverordnungen Gebrauch 
gemacht hat; zu nennen sind zum Beispiel die Verord-
nungen über die Zuordnung der Ämter der hauptamt-
lichen kommunalen Wahlbeamten auf Zeit, der Vor-
standsmitglieder öffentlich-rechtlicher Sparkassen 
und der Leiter kommunaler Versorgungs- und Ver-
kehrsbetriebe. 

Seit 1975 gilt für mehr als 96 v. H. der Beamten und 
Richter erstmals durchgängig und einheitlich das 
Bundesbesoldungsrecht. Von den rd. 75 000 im Lan-
desrecht verbliebenen Personen sind 69 000 Lehrer. 
Nur 5 500 andere Beamte werden nicht vom Bundes-
besoldungsrecht erfaßt; das sind 0,5 v. H. der Beam-
ten/Richter im Landesdienst oder — bezogen auf den 
Gesamtbereich — 0,3 v. H. aller Beamten und Rich-
ter. 

Bei diesem Stand kann die Vereinheitlichung des Be-
soldungsrechts in Bund und Ländern im wesentlichen 
als abgeschlossen angesehen werden. Dies schließt 
nicht aus, daß eine weitere Vereinheitlichung in Be-
tracht gezogen werden kann, wenn sich hierzu entwe-
der ein sachliches Bedürfnis nach bundesgesetzlicher 
Regelung ergibt (Artikel 72 Abs. 2 GG) oder im Lan-
desrecht Fehlentwicklungen erkannt werden, die im 
Interesse der Wahrung der Besoldungsrechtseinheit 
der Korrektur durch den Bundesgesetzgeber bedür-
fen. So hat sich beispielsweise die Notwendigkeit er-
geben, in das Bundesbesoldungsgesetz nähere Vor-
gaben zum Aufbau der Landesbesoldungsordnungen 
(z. B. Gebot der Einhaltung der Laufbahngruppen-
grenzen) aufzunehmen (Ergänzung § 20 Abs. 3 Satz 2 
BBesG). 

Die Länder ihrerseits haben das Besoldungsrecht im 
Rahmen ihrer Regelungskompetenz ebenfalls weiter-
entwickelt. Dies gilt besonders und in größerem Um-
fang für die Einstufung von Ämtern im Lehrerbereich 
auch über die Stufenlehrer (vgl. D II.7) hinaus. Im 
Rahmen des Abstimmungsverfahrens nach der Ge-
meinsamen Erklärung der Regierungschefs von Bund 
und Ländern vom 1. Juli 1977 konnten zugleich auch 
die gemeinsamen Belange aller Dienstherren (so § 18 
Satz 2 BBesG) berücksichtigt werden. Nur in verein-
zelten Fällen sind Landesparlamente selbst initiativ 
geworden; eine gegenseitige Abstimmung entfiel, 
weil die „Gemeinsame Erklärung" nicht die gesetzge-
benden Körperschaften bindet. Die Landesbesol-
dungsordnungen allerdings haben teilweise wieder 
einen erheblichen Umfang erreicht. 

Im übrigen hatten einige Länder angestrebt, den 
Bund für Teilbereiche zu einer Rückgabe der Gesetz-
gebungskompetenz zu bewegen und insoweit eigen-

ständige Besoldungsregelungen (wie etwa über die 
jährliche Sonderzuwendung oder das Urlaubsgeld) zu 
erlassen. Diese „Abkoppelungsbestrebungen" haben 
keine Unterstützung gefunden; ihre Verwirklichung 
hätte die mühsam erreichte Besoldungsvereinheitli-
chung beeinträchtigt und voraussehbar eine erneute 
und wiederum schädliche Auseinanderentwicklung 
des Besoldungsrechts eingeleitet. 

F. Auswärtiger Dienst 

(Beschluß des Deutschen Bundestages vom 13. No-
vember 1986 zu dem Bericht der Bundesregierung 
über den Stand der Reform des Auswärtigen 
Dienstes) 

Die gesonderte Prüfung insbesondere nachfolgender 
Problemfelder ist mit dem Ziel einer kurzfristigen Ent-
scheidung im Gange: 

1. Ersatzleistungen für Körper-, Sach- und Vermö-
gensschäden für Ehegatten von Beamten bei 
dienstlichem Auslandsaufenthalt 

Nach Abschnitt II Nr. 1 der Entschließung soll ge-
prüft werden, ob anstelle der Härteregelung die 
Allgemeine Verwaltungsvorschrift zu § 79 BBG 
— Ersatzleistungen für Schäden, die Beamte und 
ihre Familienangehörigen bei dienstlichem Auf-
enthalt im Ausland erleiden — dahin gehend er-
gänzt werden soll, daß bei dienstlichem Aufenthalt 
eines Beamten im Ausland auch sein Ehepartner 
Ersatzleistungen für Körper-, Sach- und Vermö-
gensschäden in demselben Umfang erhält wie der 
Beamte bei einem Schaden aus dienstlicher Ver-
richtung. 

2. Sonderurlaub für Ehegatten von Beamten bei 
dienstlichem Auslandsaufenthalt 

Nach Abschnitt II Nr. 2 der Entschließung soll ge-
prüft werden, ob im öffentlichen Dienst beschäf-
tigte Ehepartner von Angehörigen des Auswärti-
gen Dienstes, die ihren ins Ausland versetzten Ehe-
partner begleiten wollen, beurlaubt werden kön-
nen. 

3. Verbesserung der versorgungsrechtlichen Lage 
der Ehegatten wegen dienstlichen Aufenthalts des 
Beamten im Ausland 

Geprüft werden sollen Verbesserungen der versor-
gungsrechtlichen Lage des Ehepartners, der we-
gen des dienstlichen Aufenthalts des Beamten im 
Ausland seine Tätigkeit im Inland nicht mehr aus-
üben kann; und zwar, ob die im Fünften Gesetz zur 
Änderung dienstrechtlicher Vorschriften gefun-
dene Regelung übertragen werden soll oder ob 
andere Alternativen in Betracht kommen, wie z. B. 
teilweise Anrechnung der Beurlaubungszeit bei 
Beamten bzw. Zahlung von Beiträgen zur Weiter-
versicherung in der Rentenversicherung, in der 
standesrechtlichen Altersversorgung oder zu einer 
laufenden Lebensversicherung bei Angestellten. 

4. Anhebung des Auslandszuschlags für den einfa-
chen und mittleren Dienst einheitlich auf Niveau 
BesGr. A 8. 
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Anhang 

Vorgesehene Maßnahmen/Mehrausgaben (Besoldung) für die öffentlichen Haushalte ab 1989 

Maßnahmen Mehrausgaben 

in Mio. DM/Jahr 
Inhalt Seite 

Bund Bahn/Post Länder Gemeinden insgesamt 

C. I. 	Abgesenkte Eingangsbesol- 
dung 	  10-12 

Aufhebung der Absenkung der Ein- 
gangsbesoldung 
— A 9/A 10 ab 1. Januar 1989 	 7,1 9,5 25,6 13,1 55,3 

— höherer Dienst 	ab 	1. 	Januar 
1990 	  5,0 1,5 64,4 *) 5,6 76,5 *) 

C. IL 	Eingangsamt des mittleren 
Dienstes 	  12 0,1 — 0,4 0,1 0,6 

Hebung des Eingangsamtes des 
mittleren 	Dienstes 	für 	beamtete 
Meister/staatlich geprüfte Techni- 
ker von Besoldungsgruppe A 5 nach 
Besoldungsgruppe A 6 

C. III.  Anwärtersonderzuschlags- 
Verordnung 	 13 Ansätze werden zur Zeit ermittelt 

Änderung 	der 	Anwärtersonder- 
zuschlags-Verordnung 	mit 	dem 
Ziel, für Bereiche mit nachgewiese- 
nem erheblichen Bewerbermangel 
Anwärtersonderzuschläge 	zu 	ge- 
währen 

C. IV. Spitzenamt für den einfa- 
chen Dienst 	 13/14 0,5 11,7 1,5 0,2 13,9 

Einrichtung eines neuen Spitzen- 
amtes — BesGr. A 5 mit Amtszulage 
für herausgehobene Funktionen im 
einfachen Dienst 

*) für Lehrer (A 11—A 13) bei entspr. BRat-Votum zuzüglich 132,8 Mio. DM 


